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ten lin, den 3. Oktober. Se. Majeftät der König haben Als 
Kl ee geruht: Dem General-Arzt des 7ten Armee-Korps, Dr. 
en, den Rothen Adler-Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; 
lajors im Generalſtabe von Oetzel und von Gotſch, fo 
em Rittmeiſter Grafen zu Münſter-Meinhöfel, aggregirt 
Regiment Garde du Corps, den Rothen Adler-Orden vierter 
e mit Schwertern; desgleichen dem Regiments-Arzt Dr. Löffler 
121en Infanterie-Regiment den Rothen Adler-Orden vierter 
fer “zu verleihen; ſo wie den bisherigen Superintendentur-Verwe⸗ 
f farrer Brohm in Gardelegen zum Superintendenten der Did: 
and, ardelegen, Pfarrer Lademaun in Uhrsleben zum Superin⸗ 
a "ten der Diözeſe Bornſtedt, Pfarrer Langer in Zörbig zum 
perintendenten der Diözeſe Brehna, Pfarrer Jahr in Naumburg 
” Upprintendenten der Diözefe Naumburg, Pfarrer Jakob in 
erſtedt zum Superintendenten der Diözeſe Querfurt, Pfarrer 
zu See in Hornburg zum Superintendenten der Diözeſe Veltheim 
ennen. sul äh 
* Hof⸗Jägermeiſter von Pachelbl-Gehag it aus Neu: 
mmern hier angekommen. 


dem 
Klaſſ 
dom 


Weed m, den 2. Oktober. Ihre Königliche Hoheit die vers 
und 55. Frau Großherzogin von Medlenburg- Schwerin 
Schwen oeren Tochter die Herzogin Louiſe, Hoheit, ſind nach 

in zurückgereiſt. 


Deutſchland. 
Na Beritu, den 1. Oktober. Nach den neueſten zuverläſſigen 
richten hat ſich die Capitulation Comorns beſtätigt. 
befi Würtemberg hat den Beitritt zum Bündniß vom 26. Mai 
nitiv abgelehnt. 
D — Die Unterhandlungen wegen des definitiven Friedens mit 
10 werden binnen Kurzen in Berlin eröffnet werden. Bekann— 
* 2 es bisher noch, ob die Conferenzen nicht in London, 
er ter Seite gewünſcht wurde, ſtattfinden ſollten. Der 


von 
wird Herr von ae in abderufen worden und an feiner Stelle 


lin als ſch i ; 
. 

ſcheint, daß ſeine Anweſenheit den Zweck hatte 8 erlin. C6 
der Statthalterſchaft über die Eutwirrung der pe Anbchun 
bältwifje hier zur Geltung zu bringen. Wir hoͤ eswigfihen Gr 
Poſten zurückkehrt, ohne entſcheide I 5 1 
12 i, len tſcheidende Reſultate feiner Miſſion zurück⸗ 
4 tingen. Die preußiſche Politik in der ſchleswigſchen Frage hat in 
er ſtrengen Aufrechthaltung der Waffenſtillſtands-Convention ihren 
. Weg. Den Schwierigkeiten, welche ſich der Ausfüh— 
ung und namentlich der Wirkſamkeit der Verwaltungscommiſſion in 
Schleswig leider entgegengeſtellt haben, wird feitens des preußiſchen 
Commiſſarius mit Entſchiedenheit und Ausdauer begegnet werden 
müſſen. — Herr von Vonin hat das Ungluͤck gehabt, ſich den Fuß 

zu brechen, und wird dadurch noch einige Tage hier zurückgehalten. 
* — Die Commiſſion der zweiten Kammer zur Prüfung der Ber: 
d nung vom 10. Mai 1849 über den Belagerungszuſtand und 
eon derſelben vom 4. Juli 1849: Berichterſtatter: Abg. 
ſich 5 (Tilſit) hat ihren Bericht über dieſelbe vollendet. Sie hat 
ihre adden leitenden Grundſätzen derſelben einverſtanden erklärt und 
laire lichkeit anerkannt. Da fie aber mehrere, wenn auch fingu: 
Widerſp zamuungen Ändern mußte, konnte ſie ohne mit ſich felbft in 
nung und zu gerathen, die unbedingte Genehmigung der Verord- 
eutſernt eklaration nicht bevorworten. Sie iſt indeß auch weit 


Zudem ie bon, die Nichtgenehmigung derſelben empfehlen zu wollen. 


Geſetzestiaft Sache ſo auffaßt, daß die auf Grund des Art. 105 mit 
. er A erlaſſenen Verordnungen proviſotiſch Geltung haben, 
Micktgenehm andern Faktoren der Geſetzgebung dieſe Geltung der 
nur durch ligung ansſchließt, it die Kommiſſion der Anſicht, daß 
dern Fa ausdrückliche Nichtgenehmigung Seitens eines der au— 
wird en die Geſetzeskraft jener Verordnungen dahin geändert 
muß. as Aufhören ihrer Gültigkeit ſofort verkündet werden 


webreren Falte omg zu Ändern, oder zu ergänzen ſei? unter den 
N Ye, der Geſetzgebung noch erörtert wird, bleibt davon 
nus kdenfaus b. der Geſetzeskraft der Verordnung unberührt. Weil 
in N Wicht I Hinausſchieben der Genehmigung, als das Mi. 
* IR. 5 Kan igung, in den Willen der hohen Kammer geſtellt 
eiben 1 0 ießliche Erklärung über die Genehmigung vorbehal— 
glaubt, zwiſchen n. bis die hohe Kammer den Zeitpunkt eingetreten 
dem Fortbeſtehen m Aufgeben eines Geſetzes nach ihren Beſchlüſſen, 
ſelben zu wahlen, 1 Verordnung, oder dem gänzlichen Fortfall der’ 
Hinblich auf die dage danach ſich zu entſcheiden. Demgemaͤß und im 
fon, die Hohe Kammer erhobenen Bedenken, beantragt die Commiſ— 

Unbeſchadet der ar. beſchließen: 
rlaufigen Wirkſamkeit der Verordnungen vom 


10. Mai und 4. Juli c. über den Belagerungszuſtand und 
vorbehaltlich der ſchließlichen Entſcheidung über die Genehmi⸗ 
gung dieſer Verordnung Folgendes als Geſetz vorzuſchlagen. 
(Folgt das nach dem Commiſſionsbeſchluſſe veränderte Geſetz.) 


— Der Geſetzentwurf, die Suspendirung der Bürgerwehr bes 
treffend, hat bekanntlich in der zweiten Kammer eine Abänderung er— 
fahren. Die Commiſſion der erſten Kammer, au welche der modifi⸗ 
cirte Entwurf zurückgegangen ift, hat bereits Bericht erſtattet. Sie 
beantragt: „da der eigentliche Zweck des Geſetzvorſchlags durch die 
Weglaſſung des $ 2 bei Aufrechthaltung der weſentlichen, in den 
§8. 1 und 3 enthaltenen Beſtimmungen nicht beeinträchtigt wird“, die 
Annahme des von der zweiten Kammer überſandten revidirten Geſetz— 
vorſchlags. 

— In der zweiten Kammer hat die Juſtiz-Commiſſion unver⸗ 
änderte Annahme der Verordnungen vom 17. Mai d. J. über die 
Verlängerung der Zahlungsfrift der Wechſel in Elberfeld und Barmen 
beantragt. 

— Im Staatsminiſterium werden bereits die Vorlagen für die 
Aufhebung der Fidei-Commiſſe ausgearbeitet. Man will darin unter 
Andern das Prinzip feſthalten, daß die gegenwärtigen Fidei-Com⸗ 
miß⸗Beſitzer davon gar nicht berührt werden, und daß ſolches nur 
die ſpäteren Nachkommen treffen ſoll. 

— Die Extrazuͤge der Eiſenbahnen brachten geſtern wieder eine 
große Zahl Fremde hierher, entführten aber auch andererſeits eine 
nicht minder große Zahl nach den in der Nähe gelegenen Vergnü⸗ 
gungsorten und namentlich nach Potsdam. Hier war wieder die 
Gewerbe Ausſtellung der Hauptzielpunkt der Fremden. Die Zahl 
der Beſucher ſoll geſtern bedeutender geweſen ſein, als an irgend 
einem Tage vorher. Man bedauert allgemein, daß die Ausſtellung 
ſchon geſtern geſchloſſen werden mußte, da das Jutereſſe für dieſelbe 
in den Provinzen noch keineswegs im Abnehmen iſt. 

— Der Unterſtaatsſekretair im Miniſterium des Auswärtigen, 
Herr v. Bülow, wird in der nächſten Woche auf ſeinen Poſten nach 
Hannover abgehen. (C. B.) 

— Am Sonnabend Mittag traten 2 Polizei-Beamte in das 
Comptoir des Herrn Lion M. Cohn und verlangten, daß ihnen 
eine Kiſte, die auf der rechten Seite des Speichers ſeit dem Monat 
Mai d. J. lagert und angeblich Goldleiſten enthalten ſoll, geöffnet 
werde. Das Perſonal des Herrn Cohn leiſtete augenblicklich Folge, 
und man fand 20 Gewehre und Büchfen, aber in einem total un: 
brauchbaren Zuſtande, vor, welche ſoſort konfiszirt wurden. Die 
Waffen ſchienen ſchon einmal vergraben geweſen zu ſein und erſt ſpä— 
ter verpackt und fo dem Spediteur übergeben worden fein. Die De- 
uunziatlon wurde ſchriftlich dem Polizei-Präſidium übergeben, trug 
den Namen Schulze und die Angabe einer Wohnung, es wurde je⸗ 
doch kein Schulze in dem bezeichneten Hauſe aufgefunden. 

— Vor dem Schwur-Gerichte wird heute ein Prozeß wegen 
Theilnahme am Tumulte verhandelt werden. Die beiden Angeklagten 
find beſchuldigt an den Exceſſen am Abende d. 1. Mai d. J. an der 
Weber: und Frankfurterſtraßenecke Theil genommen zu haben. 

— Im Opernhauſe kam geſtern vor einem ſehr zahlreichen Pu— 
blicum, und unter Mitwirkung des Fräuleins Heuſer, die Jungfrau 
von Orleaus zur Auffützrung. Die Zuhörer legten ihre patriotiſche 
Geſinuungen durch einen Beifallsſturm, der bei den Worten: „für 
ſeinen König muß das Volk ſich opfern“, ausbrach, au den Tag. 

— In dieſer Woche werden mehrere Cholera -Lazarethe aufges 
hoben werden. Die Krankheit iſt in ſolchem Grade im Abnehmen, 
daß mau, dem Vernehmen nach, beabſichtigt, nur eines bis auf Wei— 
teres fortbeſtehen zu Jaffen. 

Berlin, den 1. Oktober. Der Cougreß der deutſchen Buchdrucker 
hielt feine erſte Sitzung geſtern, am 30. September, im OGeſell 
ſchaftshauſe. Sie wurde früh mit dem Geſange des Gutenberger— 


Liedes eröffnet. Der Vorſizende Jaffe hieß die Verſammlung im 


Namen des Centralvorſtandes des Gutenberg-Bundes willkommen, 
er fagte dabei u. A. Folgendes: „Vor Allem, meine Herren, laſſen 
Sie uns ein Bundesſtatut definitiv feſtſtellen. Dies ſei die Haupt⸗ 
aufgabe des Congreſſes. Laſſen Sie uns das Gute, das Ausführbare 
beſchließen und dieſe Beſchlüſſe zur Ausführung zu bringen ſuchen. 
Zum dritten Male iſt es in die Hand der Vertreter der Buchdrucker 
gelegt, etwas Definitives feſtzuſtellen. Laſſen Sie uns als Wahlſpruch 
dieſes Congreſſes dienen: Entweder jetzt oder niemals.“ — Herr 
Pohle ſtattete hierauf Bericht ab über die Wirkſamkeit des Eentral- 
vorſtandes des Bundes. Er verlas vorerſt das Protokoll der letzten 
Sitzung des Vorſtandes, worin derſelbe den in der Wochenſchrift: 
„Gutenberg, Berlin“ abgedruckten Entwurf einer Geſchäftsordnung 
berathen hatte. — Herr Gottes minder (München) brachte dem 
Congreß den Gruß der ſüddeutſchen Collegen aus München, von 
welchen er und der Buchdruckereibeſitzer Franz als Abgeordnete ge— 
ſandt ſeien. — Herr Franz (München) wüuſchte, daß ermittelt 


werde, wie viel Druckereibeſitzer und wie viel Gehülfen anweſend 
ſeien. — Es entſpann ſich hierauf eine Debatte, ob zuerſt der Be⸗ 
richt der Commiſſion über die Wahlprüfung vorgeleſen und über die 
Mandate entſchieden, oder ob vorher die Geſchäftsordnung feſtgeſtellt 
werden ſolle. Die Verſammlung beſchloß das erſtere. — Herr 
Meiſter (Marienwerder) ſtattete Bericht ab über die Wahlprüfung 
der Commiſſion. Es ergab ſich daraus, daß aus den verſchiedenſten 
Gegenden Deutſchlands (Oeſterreich ausgenommen) ſowohl die Buch⸗ 
druckereibeſitzer, als die Gehülfen vertreten find. Auch aus Schleswig 
iſt ein Vertreter anweſend. 27 Wahlen wurden von der Commiſſion 
als vollgültig erklart, 6 beanſtandet. — Es wurde hierauf eine 
Einladung an die Druckereibeſitzer vorgeleſen, als ſtimmberechtigt der 
Verſammlung beizuwohnen, dann aber ſich an deren Beſchlüſſe für 
ihre Officinen als bindend zu erflären. Die Verſammlung verſchob 
jedoch die Debatte darüber bis zur Debatte über den betreffenden $. 
der Geſchäftsordnung. — Ueber die Frage, ob Vorbehalte in den 
Mandaten das Stimmrecht rauben, wurde eine weitere Berathung 
gepflogen, und endlich durch den Beſchluß der Verſammlung dahin 
erledigt, daß alle eingelaufenen Mandate proviſoriſch bis zur Feſt⸗ 
ſtellung der Geſchäftsordnung gültig fein ſollen. — Die Verſamm⸗ 
lung ging hierauf zur Berathung der vorgelegten Geſchäftsordnung 
über, die einzelnen 88. wurden meiſtens unverändert oder nur mit 
unweſentlichen Abänderungen angenommen. Bei §. 7 verlangte ein 
Zuhörer, jeder Buchdrucker ſolle, wenn auch ohne Mandat, an der 
Debatte Theil nehmen dürfen. Der Vorſitzende entzog ihm jedoch das 
Wort. Die Verſammlung beſchloß S. 7 mit 8. 8 zu verſchmelzen, er 
lautet nunmehr: „Nur Mitglieder, welche ein gültiges Mandat haben, 
können an der Debatte und Abſtimmung Theil nehmen.“ — Nach 
Feſiſtellung des $. 9 wurde die Sitzung bis zum folgenden Morgen 
vertagt und dabei vom Vorſitzenden mitgetheilt, daß in den nächſten 
drei Tagen jeden Morgen und jeden Nachmittag Sitzungen ſtatt⸗ 


finden ſollen. 

— In der heutigen zweiten Sitzung des Kongreſſes 
der Deutſchen Buchdrucker wurde das Protokoll der vorigen 
Sitzung verlefen. Gegen die Bezeichnung „Kongreß der Deutſchen 
Buchdrucker“ werden verſchiedene Widerſprüche erhoben, nament⸗ 
lich wird bemerkt, daß dies nicht der erſte, ſondern der dritte Kon- 
greß Deutſcher Buchdrucker ſei. Ein Abgeordneter aus Po- 
ſen bittet, das Wort „Deutſchen“ fortzulaſſen, da er viele 
Polen vertreie, welche nicht gern zu Deutſchen gemacht fein woll⸗ 
ten. Die Verſammlung beauftragt den Centralvorſtand, eine an⸗ 
dere Bezeichnung zu formuliren, und geht, nachdem der Namens⸗ 
aufruf ſtattgefunden hat, zur Tagesordnung, der Fortſetzung der 
Feſiſtellung der Geſchäftsordnung, über. Die noch übrigen 88. 
welche nur die Form der Verhandlungen betreffen, werden einzeln 
berathen, dann die berathene Geſchäftsordnung im Ganzen ange⸗ 
nommen. — Nach einer Pauſe ſchreitet die Verſammlung zu ihrer 
Konſtituirung. Es ſind 42 Vertreter anweſend. Bei der Wahl 
des Präſtdenten erhält der Buchdruckereibeſitzer Klein aus Breslau 
38 Stimmen, der zwar Anfangs ablehnt, aber auf allgemeinen 
Wunſch doch endlich den Vorſitz einnimmt. — Zum erſten Vice⸗ 
präfidenten wurde gewählt Herr Kannegießer aus Berlin, zum 
zweiten Vicepräſidenten Herr Knoll aus Langenſalza. Zu Schrift⸗ 
führern werden erwählt Herr Dittmann, Herr Kavemann 
und Herr Meiſter. Es wird der Antrag geſtellt, vor dem Be⸗ 
ginn der Berathung über das Statut eine Kommiſſion zu ernennen, 
welche Vorſchläge zur Ausgleichung der Differenzen zwiſchen dem 
Kongreß und einem Theile der Principalen Berlins machen ſolle. 
— Der Vorſitzende bemerkt, daß ſchon von den anweſenden aus⸗ 
wärtigen Principalen privatim ſolche Ausgleichungsverſuche gemacht 
ſind und bittet die Verſammlung den Erfolg derſelben abzuwarten. 
Der Antragſteller zieht in Anbetracht deſſen feinen Antrag zurück. 
Es wird der Antrag geftellt, die Kommiſſton zur Invalidenkaſſe zu 
wählen, derſelbe aber wieder zurückgezogen. Es wird ſodann die 
gemeinfame Kommiſſton für Anträge und Gegenflände, welche die 
gegenſeitigen Verhältniſſe der Prinzipale und Gehülfen betreffen, 
gewählt. — Die Verſammlung theilt ſich darauf durch das Loos 
in 4 Kommiſſtonen, nämlich zur Prüfung: 1) des Entwurfs zum 
Statut des Gutenberg-Bundes, 2) der Grundzüge zu Statuten für 
die Invalidenkaſſe des Bundes, 3) der ſtatutariſchen Veſtimmungen 
über die Rechte der Bundesmitglieder an die Bundeskaſſen, und 
4) neuer Anträge. Die Sitzung wird hierauf geſchloſſen. (C. 39 

Berlin, den 2. October. Der „Staatsanzeiger“ enthält in 
ſeinem amtlichen Theile Folgendes: Nachdem die auf Grund des 
Art. 105 der Verfaſſungs- Urkunde unter dem 3. Juli d. 3. erlaflent, 
in der Geſetzſammlung S. 249 verkündete Declaration des Geſezes 
vom 9. October 1848, betreffend die Siſtirung der Verhandlungen 
über die Regultrung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhält⸗ 
niſſe und über die Ablöſung der Dienfte, Natural und Geld⸗Ab⸗ 
gaben, fo wie über dieſe Gegenſtände anhängigen Prozeſſe, jenem 
Artikel der Verfaſſungs-Urkunde gemäß den ſpäter zuſammenge⸗ 
tretenen Kammern zur Genehmigung vorgelegt worden iſt, haben 
beide Kammern der gedachten Declaration ihre Genehmigung er⸗ 
theilt. Dies wird hierdurch zur 5846 Stach bekannt gemacht. 
Berlin, den 12. September 1849. Das Staats⸗Miniſterium. — 
Nachdem in Folge der anderweiten Organiſation des Poſtweſens 
die Stelle des General-Poſtmeiſters eingezogen worden, iſt der Ge⸗ 
neral⸗Poſtmeiſter v. Schaper aus dieſer bisher von ihm bekleideten 
Stelle ausgeſchieden und vorläufig zur Dispoſttion geſtellt. — Die 


Trierſche Zeitung, bekanntlich eines der extremfien demokratiſchen 
Organe, enthält, nachdem ſie in ihrer Weiſe über den Drekönigs⸗ 
bund in pejus philoſophirt hat, folgende Stelle, bei der wir natür⸗ 
lich völlig mit ihr übereinſtimmen: „Allein dennoch hat mich die 
Sprache dieſes Baieriſchen Miniſters gegen Preußens Beſtrebungen 
in der Deutſchen Frage empört. Dieſes Baiern, matt und faul 
im Innern wie es iſt, will, dem mächtigen Preußen gegenüber, ei⸗ 
nen Ton annehmen; Baiern, das nie etwas anderes wollte, als den 
baaren Bundestag, um fein eigenes verkomments Leben zu friften, 
wagt es, an der Dreikönigs-Verfaſſung herumzumäkeln und eine 
neue Verfaſſung in Vorſchlag zu bringen, worin es feiner Groß⸗ 
ſtaatenſucht fröhnen zu können glaubt! Und dieſe Baieriſche Kam 
mer jubelt der jeſuitiſch⸗ultramontanen Deduction v. d. Pfordtens 
zu, giebt ihm eine Indemnitätsbill für all feine Handlungen in der 
Deutſchen Frage und — beſchließt, daß die verhafteten Abgtordne⸗ 
ten verhaftet bleiben ſollen! Und auf dieſe Kammer hatte man Hoff: 
nungen gebaut!“ (Conſt. Z.) 

Breslau, den 29. September. Geſtern iſt es der hiefigen 
Polizei unter Beihülfe des Militärs gelungen, eine förmlich orga- 
niſirte Raubbande, welche die Stadt und die Umgegend fortwäh- 
rend beunruhigte und die frechſten Diebſtähle (unter andern den am 
25. September an der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn) und Einbrüche 
verübte, zum Theil in Roſenthal, zum Theil in der Roſengaſſe ꝛc. 
gefangen zu nehmen und gefeflelt in das Polizeigefängniß abzulie⸗ 
Te Die Zahl derfelben fol ſich auf beinahe zwanzig Mann bes 
aufen. 

Königsberg, den 28. September. Gewiß, wen die Götter 
verderben wollen, den verblenden fie. Es ſcheint unſerer Buͤrgerwehr 
ſo zu gehen. Bei der hieſigen Rechten hat ſie natürlich nie Freunde 
gefunden; aber unfere Demokratie, fo ſpärlich fie auch an dem läſti⸗ 
gen Dienſt ſich betheiligt, ſchwärmt dafür pflichtmäßig. Die edle Be⸗ 
geiſterung will denn auch in unfren Zeitungen ihren Ausdruck fin⸗ 
den. Allein zum Unglück hat ſie ſich da einen Lobredner gewählt, der 
allein im Stande wäre, ſie mit ſeinen Artikeln durch den Fluch der 
Lächerlichkeit todt zu machen. Neulich war endlich ein klein Mauö⸗ 
verchen zu Stande gekommen; ein trauriger Sonntag hatte glücklich 
von den 4000 Bürgerwehrpflichtigen ein Paar Hundert auf die 
Beine gebracht. Da kommt der Lokal-Referent der Hartung'ſchen Zeis 
tung mit einer Beſchreibung ihres Vergnügens au, die wirklich Ih⸗ 
res Gleichen ſucht. Ich will nichts ſagen von der prahleriſch über 
treibenden Schilderung der Theilnehmer, in der die alte Liebe zu dies 
ſem Inſtitut ſich von Neuem gezeigt haben ſoll. Die Petition um 
Suspendirung der Bürgerwehr, welche bekanntlich mit über 4000 
Unterſchriften abgegangen iſt, ſoll dagegen nur von einigen Invali— 
den, Knaben und Mitgliedern der zweiten Dienſtliſte unterſchrieben 
geweſen fein. Dergleichen Beiſpiele demokratiſcher Wahrheitsliebe 
ſind wir gewohnt. Allein nun kommt die Beſchreibung des Mand⸗ 
vers ſelbſt. In derſelben wird eine Mühle mit Sturm genommen, 


der Feind plotzlich von einem wohlgezielten Feuer empfangen und 


endlich ein mehrſtündiges mörderiſches Gefecht geliefert. Dann folgt 
eine ſehr poetiſche Schilderung des Mittagsmahls im Freien und end— 
lich ein ſo ſentimentaler Abſchied, daß es iſt, als trennten ſich graue 
Kriegsgefährten, die eben einem ſchrecklichen Kugelregen entronnen 
ſind. Was ſagen ſie zu den Helden, die ſolchen Humor ſich wählen? 
An demſelben Tage traf die Nachricht ein, daß die zweite Kammer 
den beſtehenden Bürgerwehren das Leben ſchenken will. Nun, bei uns 
iſt damit wenig geſchenkt, aber noch weniger davon zu fürchten. 
Wenn die Demokratie ihre Schoßkinder ſo lächerlich macht, wer will 
fie ſchützen? 

— In der Provinz herrſcht auf politiſchem Gebiet die vollftän- 
digſte Todtenſiille, das beweiſen täglich die autommenden Provinzial⸗ 
Blätter. Wo noch etwas geſchieht, iſt der kirchliche Sinn der Hebel. 
Ein hieſiger kirchlicher Verein hatte in Betreff der Civilehe petitio— 
nirt, dieſelbe nur fakultativ einzuführen und bei denjenigen Ehen, die 
von den, als Corporation anerkannten, Religionsgeſellſchaften einge: 
ſegnet werden, ſie nicht zu fordern: Dieſe Petition ging bereits mit 
1154 Unterſchriften aus hieſiger Stadt ab und hat in kurzer Zeit 
aus der Provinz noch beinahe 2500 erhalten; befouders aus Lit: 
thauen, wo der kirchliche Sinn beſonders feſt im Volke wurzelt. 

— Die Cholera iſt faſt ganz verſchwunden, zwar kommen noch 
täglich Erkrankungsfaͤlle und faſt täglich, Sterbefälle vor; doch find 
es ſehr wenige. Merkwürdig iſt, wie jetzt, wo das politiſche Leben 
auch in unſerer Stadt nur leiſe fortglimmt, wieder die Kunſt mehr 
hervortritt. Wir haben dieſen Winter ein beſſeres Theater, als wir 
es ſeit langer Zeit gehabt haben und daſſelbe zieht auch das allge 
meine Jutereſſe ſehr an. Mancherlei neue Sachen bekommen wir zu 
ſehen; und ſelbſt klaſſiſche Stücke, wozu ſonſt unſre Bühnenkräfte nie 
ausreichten. 

Magdeburg, den 29. September. Die Abſtimmung über 
Arti el 08. ber Verfaſſungsurkunde in der zweiten Kammer hat hier, 
wie wohl überall, große Senſation erregt. Magdeburgs Abgeordnete 
v. Bodelſchwingh und Scheller haben gegen die Streichung der 
Worte: „die beſtehenden Steuern und Abgaben werden forterhoben“ 
geſtimmt und find mit zu den 93 Depntitten zu zählen, welche, in 
ihrer eigenthümlichen Anſchauung des Conſtitutionalismus, den Kam- 
mern ihr unbezweiſeltes Recht nehmen wollen. Wie man hört, wer» 
den unſere hieſigen Wahlmquner in der großen Mehrzahl den auti⸗ 
quisten Weg des Mißtrauensvotums betreten, und ein ſolches Votum 
den beiden Abgeordneten zugehen laſſen, während die Minorität 
ebenderſelben Wahlmänner ein Vertrauens votum für ihre Vertreter 
präpatirt. Gedenken unſere Wahlmänner wohl noch der Worte des 
Abgeordneten zum Deutſchen Reichstage, Herzog, der ſeinen Wählern, 
als fie ihm ein Mißtrauensvotum zuſandten, ſagen ließ: „er würde 
ſich freuen, wenn alle wohl und munter waren, er befände ſich 
glanz wohl!“ Das Mißtrauen kommt zu ſpät, aber gewiß 5 
wartet; denn als v. B. und S. gewählt wurden, geſchah dies Sei— 
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tens der wahrhaft Conſtitutionellen. Sie wähnten ihresgleichen zu wah, 
len, und glaubten nicht, daß am Dönhofsplatz eine andere Luft, als 
in der guten Stadt Magdeburg, wehen werde. 

— unſere braven Landwehren find im Anmarſch: die Land⸗ 
wehr⸗Bataillons von Magdeburg, Burg, Halberſtadt und Aſchersle⸗ 
ben werden ſämmtlich bis zum 15. Oktober in der Heimath erwartet, 
Die 200 Thlr., welche die den Deutſch⸗Katholiken mehr zugethanen 
Stadtverordneten den Magdeburger Landwehren in Saarlouis nicht 
bewilligen wollten, find ſofort von ehrenwerthen Bürgern, denen noch 
ein Herz für die Landeskinder im Buſen ſchlug, zuſammengebracht 
rechtzeitig abgeſendet worden. Was fühlen wohl die Stadtverordne⸗ 
ten, wenn fie den heutigen Dank des betreffenden Landwehr-Comman⸗ 
deurs in den Zeitungen leſeu? — ihnen gilt der Dank nicht, fie find 
nicht „zu den edlen pattiotiſchen Gebern Magdeburgs“ zu zählen, 
denn ſie haben die wohlverdiente Unterstützung nicht bewilligt! 

— Das Uhlich'ſche Drama ſcheint endlich feinem definitiven 
Schluſſe zu nahen. Das Konſiſtorium ſoll dem hieſigen Magiſtrate 
eine letzte präkluſiviſche Friſt von einigen Wochen geſtellt haben, bin⸗ 
nen welcher entweder eine ganz unbedingte Erklärung des Uhlich über 
Niederlegung ſeines Amtes bei der hieſigen ſogenaunten neuen chriſt⸗ 
lichen Gemeinde und über ſeinen Rücktritt in die evangeliſche Landes, 
kirche, oder aber die Präjentation eines anderen Kandidaten für die 
Predigerſtelle an St. Catharinen erfolgen muß. Eventuell will das 
Conſiſtorium auch dieſe Stelle vermittelſt des Develutionsrechtes be: 
ſetzen. 

Köln, den 29. Sept. Die in religiöfer, Beziehung ſtreng fon: 
ſequente Rheiniſche (bald Deutſche) Volkshalle, welche wieder, ſeit⸗ 
dem die katholiſchen Biſchöfe in Preußen eine Deukſchrift über die 
Verfaſſung erlaſſen, eine ergiebige Quelle gefunden hat, das Reli— 
giöſe mit dem Politiſchen zu verſchmelzen und aus dem Erſtern das 
Letztere herzuleiten, theilt in ihrer geſtrigen Nummer folgende That— 
ſache mit: „Heute hatte eine Deputation des Vorſtandes des hieſigen 
Pius⸗Vereines die Ehre, dem Herrn Erzbiſchof eine von dem genann- 
ten Vorſtande beſchloſſene Adreſſe bezüglich der von den katholiſchen 
Biſchöfen in Preußen ausgegangenen Denkſchrift über die Verfaſſung 
zu überreichen. Verſteht es ſich auch nach katholiſchen Grundſätzen 
von ſelbſt, daß des Biſchofs Wort für ſeine gauze Diözeſe gilt (auch 
in politiſchen Dingen?), fo glaubte doch der Vorstand des Pius⸗ 
vereins, daß in den gegenwärtigen Zeitumſtänden eine Auſſorderung, 
dieſes an den Tag zu legen, vorhanden ſei, und daß es insbeſondere 
auch die Oberhirten erfreuen müßte, von ihren Untergebenen die Ber 
ftätigung ihres treuen Feſthaltens an den gerechten Forderungen des 
Episcopats zu erhalten. Se. Erzbiſchöfliche Gnaden nahmen mit dem 


Ausdrucke herzlicher Freude dieſe in der Adreſſe ausgeſprochenen Ge⸗ 
ſinnungen auf und wieſen darauf hin, wie bei allen Beſtrebungen 


für kirchliche Rechte und Freiheit nach katholiſchen Principien darauf 
zu ſehen ſei, daß einerſeits der beſtehenden Staats⸗Regierung nicht 
in feindſeliger Weiſe entgegengetreten werde, andererſeits aber auch 
keines von den Rechten verkümmert werde, welche von Gott der Kirche 
gegeben ſeien, und wie ein friedliches Zuſammenwirken der Kirche 
und des Staates das von dem Episcopate verfolgte Ziel ſei.“ 

Es läßt nun die Volkehalle ähuliche, für fie hoͤchſt erfreuliche 
Thatſachen folgen, unter andern, daß auch die Pfarrgeiſtlichkeit des 
Dekanates Eupen und des Pius⸗Vercins in Crefeld dem Erzbiſchofe 
von Köln eine Dankadreſſe, ſowie die Dekauats⸗Geiſtlichkeit von 
Siegen eine gleiche an den Biſchof von Paderborn eingereicht habe. 
Betrübend nur iſt ihr die von ihrem Trierer Gorrefpondenten mitge— 
theilte Nachricht, daß der (durch Teufelaustreiben in der Rheinprovinz 
bekannte) Biſchof von Luxemburg nicht ſo bald wieder zu ſeiner Heerde, 
tefp. in feine Diöceſe zurückkehren wird; die Differenzen zwiſchen ihm 
und der Regierung ſeien noch nicht ausgeglichen, und in Folge dieſer 
Regierungsmaaßregeln werde er von ſeinem Bisthume noch immer 
fern gehalten. (Dieſer Herr Viſchof Laurent lebt einſtweilen als Pri⸗ 
vatmann in Aachen.) Betrübend iſt ihr auch eine Nachricht aus 
Mannheim von einem dringenden Aufrufe, um freiwillige Kranken⸗ 
wärterinnen bei der herrſchenden Seuche; aber dieſen allerdings bittern 
Mangel weit fie zu verſchmerzen durch die Reflexion, daß gerade in 
der Stadt das Bedürfniß einer ſolchen freiwillig ſich opfernden Kranz 
kenpflege ſich am Erſten und Lauteſten kund gebe, von wo aus die hef— 
tigſten Gegner der barmherzigen Schweſtern und ihrer Einführung 
ausgegangen. Im Jahre 1846 wäre mit Bewilligung des Groß— 
herzogs eine ſchon von dem Großherzog Carl Friedrich gemachte Zu— 
ſage in Vollzug geſetzt und die Einführung dieſes Ordens ganz aus 
Kirchenmitteln, ohne daß die Staatskaſſe jetzt oder in Zukunft etwas 
zu leiden hätte, beweikſtelligt worden. Da wären es nun die Herten 
Baſſermann und Mathy vor Allen geweſen, dieſelben tiefen Staats— 
männer und Religionskenner, welche für einen Ronge und Dowiat 
geſchwärmt, welche ihren katholiſchen Mitbürgern dieſe Einrichtung 
in der heftigſten und verlegendften Weiſe in der zweiten Kammer nicht 
geſtatten gewollt, obgleich ſie als Proteſtauten gerade hierin um fo 
mehr ſich hätten neutral zeigen ſollen, obgleich ein ſolches Verfahren 
mit der von ihnen verkündeten Religiousfteiheit im ſchreiendſten Wi— 
derſpruch geſtanden, und obgleich die ganze Sache die Kammer gar 
nichts angegangen habe. Nach dieſen traurigen Nachrichten erhebt 
ſich aber in demſelben Blatte die Rheiniſche Volkshalle auf den hoͤchſten 
Gipfel des Stolzes, indem ſie die von der Deutſchen Zeitung mit bit— 
terer Ironie angeführten Worte: „Es ſcheint, als wollten die Ultra— 
montanen noch die Retter des Rechts in Baiern werden“ für baare 
Münze nimmt und mit dem Zuſatze begleitet: „Nicht nur in Baiern, 
ſondern im ganzen deutſchen Vaterlande.“ 


— Die Cholera iſt gotilob ſehr ſtark im Abnehmen begriffen, 


da nach der officiellen Anzeige des Polizeidirektore geſtern nur 11 
Erkrankungen und 11 Sterbefälle vorgekommen find, 

— Der hieſige Gemeinderath beſchloß in feiner letzten Sitzung 
vom 25. d. M. eine ihm vorgelegte Eingabe des Comités für die 
in hieſiger Stadt zu errichtende Großmeſſe — worüber ich bereits 
berichtet habe — an das Miniſterium zu befürworten und ermãch⸗ 
tigte die Verwaltung, dieſes in geeigneter Weiſe auszuführen. 

Hamburg, den 30. Sept. Preßprozeſſe find jetzt bei uns an 
der Tagesordnung; am Freitag ſtand der Redakteur, der Drucker 
und Verleger des „Grobian“ vor den Schranken. Gegen den Re⸗ 
dakteur Dr. Krüger beantragte der Staatsanwalt 2 Jahre Gr, 
faͤngniß und Tragung von zwei Drittel der Koſten, gegen den Ber 
leger Bollmann ein Sechstel der Koſten und 3 Monat Gefängnif, 
und gegen den Drucker Birckmann 2 Monat Gefangniß und ein 
Sechstel der Koſten. Da wir noch keine Jury haben, ſo wird in 
nächſter Sitzung die Defenſion und Duplik, und in einer folgenden 
das Urtheil folgen. Das Blatt hat ſeit der Gefangenſchaft des Re⸗ 
dakteurs feinen Titel gewechſelt und heißt jetzt „Opponent“. Die 
Nordiſche Correſpondenz, welche als lithographirte Corteſpondenz 
erſchien, hat aufgehört; ſie hat ihrem Zwecke nicht entſprochen und 
ſtarb an der Auszehrung. Ebenſo ſoll heute die „Deutſche Handels⸗ 
zeitung“, das Organ der reactionären Freihandelsmänner, zu er⸗ 
ſcheinen aufbören. (C. 30 

Eckernförde, den 28. Sept. (H. C.) Geſtern ſollte die Fre⸗ 
gatte „Eckeruförde“ durch die Dampfſchiffe „Bouin“ und „Löven“ 
nach Kiel gebracht werden. Gleich nach Ankunft des „Bonin“ begab 
ſich der hieſige Kommandant, Major Lehmann, an Bord deſſelben 
und legte Namens der Preußiſchen Regierung gegen die Abführung 
der Fregatte Proteſt ein, welchen Proteſt er heute Morgen noch 
ſchriftlich gegen den Kommandeur des „Bonin“ wiederholt hat. In 
dem Proteſt erklärt der Herr Major Namens ſeiner Regicrung die 
Abführung der Fregatte durch irgendwelche Macht für einen Casus 
belli. Heute Nachmittag war der Oberſt Lebbin, Kommandeur der 
Preußiſchen Truppen im Herzogthum Schleswig, hier, und hat der⸗ 
ſelbe, wie man erfährt, die jtrengiten Befehle gegeben, daß der Mas 
jor Lehmann mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln zu verhindern 
habe, daß die Fregatte von der Stelle, wo ſie augenblicklich liege, 
weggebracht werde. 

Coburg, den 27. Sept. Die hieſige Zahlenlotterie hat nach 
7 2jährigen Beſtande am vorigen Montage mit der 3645ſten Ziehung 
ihr Ende erreicht. Unſer kleiner Staat hat, den Forderungen ber 
öffentlichen Sittlichkeit genügend, hiermit eine jährliche Netto ⸗Ein⸗ 
nahme von 20,000 fl. geopfert. (C. 3.) 

Frankfurt, den 29. Sept. Der ſeitherige Befehlshaber der 
hier ſtehenden Preußiſchen Truppenabtheilungen, Generalmajor p. 
Schack, iſt bei dem bevorſtehenden Gouvernements wechſel der Feſtung 
Mainz zum Commandanten derſelben ernannt worden. v. Schack ist 
zu Sr. Königl. Hoheit dem Prinzen von Preußen ins Badiſche abge 
reiſt, wird aber heute oder morgen wieder zurückerwartet. Als Nach⸗ 
folger deſſelben am hieſigen Platze iſt Generalmajor v. Koch bereits 
hier eingetroffen. 

— Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen ift geſtern Abend 
aus Karlsruhe hier angekommen, hat Nachtquartier im Ruſſiſchen 
Hof genommen und wird heute Nachmittag nach Weimar abreiſen, 
wo bereits die Frau Prinzeſſin von Preußen eingetroffen ſein wird. 

— Der hieſige Senat hat nunmehr den Oberprocurator Herrn 
Hecker in Elberfeld definitiv zum Oberſtaatsanwalt für hier ernannt 
und der Ernannte befindet ſich bereits im Beſitz des Beſtallungspa⸗ 
tents. So berichtet auf das Beſtimmteſte die „Elberfelder Ztg.“ und 
fügt die Bemerkung an, daß die ganze Preußiſche Rheinprovinz in 
Herrn Hecker einen der ſcharfdenkendſten, tüchtigſten Juriſten verliere. 

München, den 27. September. Dr. Zander's „Volksbote“, 
wie bekannt, fonft ein unbedingter Anhänger des Miniſteriums, 
ſagt über den Preßgeſetzentwurf: „Der Hr. Juſtizmininiſter hat 
den nämlichen Preßgeſetzentwurf, welchen er auf vorigem Landtage 
ſchon producirt hatte, nochmals vorgelegt, und zwar ohne Abände⸗ 
rung, obwohl mit ſolchem Preßgeſetz die Preßfreiheit keinen Hellet 
mehr werth ſein würde, weshalb denn auch, wenn's an dit Bera⸗ 
thung geht, die Kammer hoffentlich gehörige Striche durch dieſen 
ſelbigen Entwurf machen wird. Der Volksbote will, daß der Preß⸗ 
zügelloſigkeit eine Ende gemacht werde; aber er will nicht, daß dit 
Preßfreiheit, die die Wahrerin aller Freiheiten iſt, verkümmert und 
zu einem elenden Schatten ohne Leben herabgedrückt werde, mes? 
halb er zu ſeiner Zeit über dieſen Entwurf ſich vollſtändig ausſpre⸗ 
chen wird. Indeß meint der Volksbote vorläufig, daß der Hr. Mi⸗ 
niſter, wie manche Kaufleute, recht viel gefordert hat, um's hinter⸗ 
her doch wohlfeil zu geben, wenn die Kammer die Waare anders 
nicht mag.“ 

Schweiz. 

Baſelland. Dr. Tſchirner aus Sachſen, der ſich in Lieſtal 
als Advokat niedergelaſſen, erhielt plötzlich die Weiſung, Lieſtal zu 
verlaffen und ſich nach Langenbruck zu begeben; alle Remonftratione 
halfen nichts und er mußte ſich fügen. 


Portugal. 
Liſſabon, den 19. Sept. Auch hier finden Arbeitseinſtellun“ 
nen, namentlich Seitens der in den Eiſengießtreien beichäftigren 200 


bis 300 Leute ſtatt, welche höheren Lohn und verminderte Arbeits“ f 


ſtunden fordern, bereits iſt aber eine Anzahl der Arbeiter ohne Kon 
zeſſionen wieder zur Thätigkeit zurückgekehrt. Die Behörden ſind a 
ihrer Hut und es wurde ein Staatsrath deshalb gehalten. 

— Auf den Wunſch des Nuntius ſind die Sammlungen für den 
Papſt eingeſtellt, und der Ertrag iſt den milden Stiftungen in Por 
tugal überwieſen worden. 


Kammer: Berbandlungen. 

Sitzung der erſten Kammer vom 26. September. 
T Bi v. Auerswald. (Eröffnung 10 Uhr.) 

Abſümmung nung: 1) Bericht über die Wahlprüfungen. 2) 
25. v. M. an die Faſſung der in den Sitzungen am 24. und 
von: Dirk Art. 28., 39. und 40. der Verfaſſungs⸗Urkunde 
der von der g 1848. 3) Bericht der Commiſſton zur Erwägung 
Aktenſtücke üb nil. Staats⸗Regitrung nachträglich vorgelegten 
des Central er die deutſche Verfaſfungs⸗Angelegenheit. 4) Bericht 
Dezemb Ausſchuſſes für Reviſton der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 
Anträge er 1848 über Tit. II. Art. 11. bis 23. 5) Verbeſſerungs⸗ 
Be zu dem vorſtehenden Berichte vom Abg. Walter, Kühne, 

eckt, Ritter und vom Rath. 
5 as Protokoll wird verleſen und genehmigt. Lefébre und 
iſt der are Eſche haben ihr Mandat niedergelegt: neu eingetreten 
erhält S cheime Regierungsrath Delius für Coblenz. Urlaub 

Ittiethorſt. 


4)5ſte 


über og urt ad 1) der Tagesordnung und v. Katen Bericht 

Em ro bekannte Neuwahlen. Die Beſtätigung der Wahlen von 

der ni dts und Troſt wird ausgeſetzt, bis die gehörige Einladung 
t erſchienenen Wahlmänner nachgewieſen fein wird. 

den v. Bernuth ad 2) der Tagesordnung, §. 38. und 39. wer⸗ 

genommen. 

ng ei §. 40. ſchlägt die Kommiſſion vor, in Nr. 2 hinter „per⸗ 

tines en“ die Parentheſen einzuſchalten: „(nicht mit dem Beſitze 

rundſtücks in Verbindung ſtehenden)“ Abgaben ꝛc. 

agegen beantragt ein Amendement Kuh, die beregte Nr. 2. 


9 ſtungen. 

ſonlichen d. Es kann nicht die Abſicht geweſen fein, nur die pers 
herrlichen alſtungen unentgeltlich aufzuheben, welche aus dem guts— 
tücks eb rbande fliegen und nicht mit dem Beflge eines Grunde 
geſchloſſez unden ſind, denn dann würde von der Aufhebung aus⸗ 
alle ie fein: Leiſtungen in Bezug auf die Jagd; Wadtdienfte; 
Deamt uſte zu perſönlichen Bedürfniſſen der Herrſchaft und ihrer 
N, wie Kranken ⸗, Leichen⸗, Reiſedienſſe ꝛc. 

rieſt vertheidigt die Faſſung des Centralausſchuſſes. 

ſen zu ter wünſcht den §. 40. nebſt dem Ausihuß zurückgewie⸗ 


Kammer Präſident erklärt, dies könne nur geſchehen, wenn die 
haben ran beſchließe, daß fie nur die Faſſung verändert 
nur Nr. 2 “ Walter ändert darauf feinen Antrag dahin, daß 
Wie es Art. zurückzuweiſen fei und blos der Faſſung wegen. 
wichtige er ſieht in der Einſchaltung des Centralausſchuſſes eine 
Y Materielle Abänderung des Artikels. 
Fer Antrag von Walter wird angenommen. 
Antr ach ler verlieſt den Bericht ad 3) der Tagesordnung. Der 
if 0 der Kommiſſion lautet: die Kammer wolle im Anerkennt⸗ 
die * das Verfahren der Königlichen Regierung in Bezug auf 
fügen NR den zuerſt und den nachträglich mitgetheilten Akten— 
bereisten deutſche Angelegenheit bemerkbar gewordene Nicht- 
Ben gene . ſei — die Prüfung der letztge⸗ 
4 Antrag vet e chloſſen erklären. ö 
faktiſchen Bemerkung von u calſſten wird genehmigt, nach einer 
rathe zwar ausgetreten, che e er fei aus dem Verwaltungs 
aufklären werde, ohne Beforgni m Zeitpunkte, wo ſich Alles 
8 eſorgniß entgegen, er habe übe ll die fchä 
Prüfung angewandt, fo lange er in den Geſchäfte rall die ſchärfſte 
Kühne bemerkt noch, daß die Kommiſſton 4 
gehalten, näher auf die materiellen Grü ſich nicht für befugt 
den bekannten Aktenſtücken 8 Grände der Verſchiedenheit im 
Graf Apen pl ” er die Union mit Oeſterreich einzugehen. 
der Verfaſſ nplig verlieft den Kommiſſtons⸗Bericht über 8.11. 
enntniſſes ung. Derſelbe lautet: Die Freiheit des religiöfen Be⸗ 
und 29. 5, der Vereinigung zu Religions⸗Geſellſchaften (Art. 28. 
gewäht .) und der gemeinſamen öffentlichen Religions-Uebung wird 
rleiſtet. Der Genuß der bürgerlichen und ſtaats bürgerlichen 
echte iſt unabhängig von dem religiöſen Vekenntniſſe und der 
eilnahme an irgend einer Religions-Geſellſchaft. Den bürgerli⸗ 
en und ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung der 
weligions⸗Freiheit kein Abbruch geſchehen. Die Kommiſſion bean- 
aa dafür: Die Freiheit des religiöfen Bekenntniſſes, der Wer: 
und 9 zu Religions-Geſellſchaften, nach Maaßgabe des Art. 28. 
wird er gemeinſamen häuslichen und öffentlichen Religions⸗Uebung 
chen anerkannt. Der Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbürgerli⸗ 
der Bart: ift unabhängig von dem religiöſen Bekenntniſſe und 
und ſaatuabme an einer Religions-Geſellſchaft. Den bürgerlichen 
„ Frdürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung der Res 
de, beit kein Abbruch geſcheben Die Religionsgeſellſchaften, 


Mr Korporations-Rechte haben, können dieſe Rechte nur 


o Der zudere Gefege erlangen. 
ſo tinzure räſident bittet nochmals dringend, die Amendements 
Koſſen gleichen, daß ſie zuſammengedruckt werden können. Die 


bis 15 29m auf das Vierfache, bei Einem Amendement um 10 
Sätze des ler. Nach meiner Anſicht würden zuerſt die drei erſten 
kuſſſon zu aragraphen mit den zugehörigen Amendements zur Dis⸗ 
walausſchutellen fein — dann der Schlußſatz der Faſſung des Cen⸗ 
Mabhäng, es — drittens endlich diejenigen Amendements, welche 
Die an Zuſätze beantragen. 
des Ariitels endements lauten: 1) von Nitzſch: den zweiten Satz 
gerlichen I. in folgender Weiſe zu faſſen: Der Genuß der bür⸗ 
ſtaatsbürgerlichen Rechte iſt vom Unterſchiede des res 
untniſſes unabhängig. 2) von Ritter: in Artikel 11. 
00 reichen“ und der Theilnahme an einer Religionsgeſellſchaft“ 
lag. 4) bi von v. Daniels ein langer ſchriftlicher Vor⸗ 
er: u ebenfalls ſchriftlich eingereichter Antrag. 5) von 
en von dem Central⸗Ausſchuſſe zum Art. II. vorge⸗ 
Korporch, dahin zu ſaſſen: „Neue Religionsgeſellſchaften 
gen, un alionsrechte nur durch beſondere Geſetze erlangen“, 
geifliche weh folgenden Zuſatz anzunehmen: „die Bedingun⸗ 
nen, beſtim eine en außerdem Korporationsrechte an religiöſe und 
der Verfaſf Mt das Stiftungen und Parochien ertheilt werden kön⸗ 
ix leg.“ 6) von Walther zu dem Art. II. 
Staates Are Keſtande folgende zwei Beſtimmungen zuzuſetzen: 
ch matons⸗ Geſellſchaft, welche auf den Schutz des 
Staat und At, * iſt verpflichtet, ihren Mitgliedern Ebr⸗ 
ſittlich gute Sam gegen die Geſetze, Treue gegen den 
b. Die eſinnungen gegen alle Mitbürger einzu⸗ 
criſtliche Religion in ihren Haupibekennt⸗ 
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niſſen wird als die Religion der großen Mehrheit der Bewohner 
des Staates anerkannt, und als ſolche in den Einrichtungen deſ⸗ 
ſelben, unbeſchadet der Religionsfreiheit der anders Glaubenden, 
berückſichtigt. 7) von v. Rath: zu dem von dem Central-Aus⸗ 
ſchuſſe vorgelegten Art. 1I., am Schluſſe des erſten Alineas und 
hinter den Worten „und öffentliche Religions-Uebung wird aner⸗ 
kannt“ hinzuzufügen: „Jede Religions⸗Geſellſchaft iſt jedoch ver⸗ 
pflichtet, ihren Mitgliedern Ehrfurcht gegen die Gottheit, Gehor⸗ 
ſam gegen die Geſetze, Treue gegen den Staat und Liebe gegen die 
Mitbürger einzuflößen.“ 8) von Stahl: Zu Artikel II. (ſei es 
nach dem Vorſchlage des Central-Ausſchuſſes) als Zuſatz hinzuzu⸗ 
fügen: Das Chriſtenthum bleibt maßgebend für alle öffentlichen 
Einrichtungen, die mit der Religion in Zuſammenhang ſtehen. Die 
evangeliſche und die römiſch⸗katholiſche Kirche behalten ihr öffent⸗ 
lich⸗nationales Anſehen im Staate. 9) von von Bernuth ein 
ſchriftlicher Antrag. 

Alle Amendements werden unterſtützt. Ein Antrag v. Ger⸗ 
lach, Artikel II. und 12. zu ſtreichen und nur auf ſpätere Geſetze 
zu verweiſen, welche das Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat 
regeln ſollen, wird nicht unterftügt. 

Die Diskuſſion über die 3 erſten Sätze mit den Amendements 
Nitzſch, Ritter und dem betreffenden Theile des Amendements von 
Daniels wird eröffnet. 

v. Gerlach: Im weſentlichen wollen die beiden Artikel Tren⸗ 
nung der Kirche vom Staate. Die Deutſche Nation in der Kirche 
geboren, ſoll als Nation in Zukunft keinen Gott haben, ſie ſoll 
ihren verleugnen: die Nation ſoll ein wahres Grundrecht aufge- 
ben, weil in Paris eine Februar⸗ Revolution geweſen iſt. Dies 
Grundrecht iſt älter als die Deutſche Nation ſelbſt — dies Grund⸗ 
recht, als Nation einen Gott zu haben — und das will man uns 
nehmen. Ich fordere Kammer und Regierung auf, für dies Grund⸗ 
recht einzutreten. Auch können Sie dem Volke dies Grundrecht 
gar nicht entreißen: Sie können fie nur durch mißlungene Verſuche 
in Unheil aller Art ſtürzen. Als ich im Berichte las: „die Trag⸗ 
weite dieſer Paragraphen laſſe ſich noch nicht berechnen“ — da 
dachte ich beſtimmt, die Commiſſton würde daher auf Verwerfung 
antragen. Aber ſie folgert daraus nur, die Erörterung müſſe eine 
„begränzte“ bleiben: das iſt ſie denn auch im hohen Grade ge⸗ 
blieben. Der Hauptgrund des Ausſchuſſes iſt, dieſe Ereigniſſe ſeien 
kaum rückgängig zu machen. Die Nationalverſammlung und vie⸗ 
les Andere waren auch Ereigniſſe, die kaum rückgängig zu machen 
ſchienen und doch ging es, trotz des paſſiven Widerſtandes. Die 
Aufgabe Preußens in feiner jetzigen fiegreichen Lage der Revolu- 
tion gegenüber iſt gerade, verderbliche Dinge, die kaum rückgängig 
zu machen find, den noch rückgängig zu machen. Aber das unter⸗ 
ſucht die Commiſſton gar nicht, ob die Exeigniſſe verderblich find: 
das iſt, als wollte man nur darüber ſtreiten, in gewiſſen Zwiſchen⸗ 
räumen zu ſchießen, ohne auch nur annähernd berechnen zu kön⸗ 
nen, auf wen man ſchießt. Die Märzverheißungen können uns 
nicht im mindeſten binden. Kein fait accompli iſt ſo heilig, daß 
es unſerer Prüfung ſich zu entziehen vermöchte — am wenigſten 
die Ereigniſſe jener ſchmachvollen Epoche. Indeſſen wenn ſich der 
Erfolg des Arlikels „auch nicht annähernd“ berechnen läßt, müſ⸗ 
ſen wir doch wohl einigermaßen darauf eingehen. Ich mache Sie 
nur auf Eins aufmerkſam. Der Staat, der erklärt, keinen Gott 
zu haben, will die Schule unter ſeine ſtrengſte Aufſicht nehmen. 
Nichts fo ſchrecklich, als eine Schule, die von den wechſelnden poli⸗ 
liſchen Parteien und Moden abhängt ſtatt von Gottes ewigen Worten. 
Und warum die höchſten Güter der Nation in Frage ſtellen? weil hie 
und da Konflikte entſtanden find mit Leuten, die Schiffbruch gelitten 

aben an ihrem Glauben. Das iſt fürchterlich, zumal für Leute, 
die gleich wie wir für die Freiheit empfänglich ſind. Wir werden 
dahin kommen, Lehrſtühle des Atheismus, die Hahnenfeder ſtatt des 
Kreuzes errichtet zu ſehen. Der konſtitutionelle Staat iſt mehr als 
jeder andere eine Perſon — um fo mehr muß er in einem Verhält⸗ 
niß zu Gott ſtehen. Am wenigſten kann ſich ein Staat, der das 
Chriſtenihum auszieht, neutral gegen daſſelbe verhalten: Voigt hat 
ganz richtig die Conſequenz gezogen, es ſei die Vernichtung der Re⸗ 
ligion, auf die es hier ankomme. Wir führen den poetiſchen Seuf⸗ 
zer Schiller's in die Praxis hinüber: „Als man Deine Tempel noch 
verehrte, Venus Anathuſia!“ Wo keine Religion iſt, da kann 
auch keine Gewiſſens-Freiheit fein. Die wahrhafte Toleranz kann 
nur davon ausgehen, daß ſie die höchſte Wahrheit anerkennt und 
und den Irrthum ſchon: fie fängt erſt an, wo die Indifferenz auf⸗ 
hört. Ic hoffe, daß auf dieſer Tribüne Evangelische und Katho⸗ 
liken im Vunde, auch Moſaiſten, die Verbindung zwiſchen Staat 
und Kirche aufrecht halten werden. Die evangeliſche Kirche ſteht 
nicht unter dem Regiment des Staates in Preußen, fie iſt aber 
enge mit ihm verwachſen. Helfen die Katholiken Preußen entchriſt⸗ 
lichen, fo hat auch ihre Confeſſion hinfort nicht auf Achtung zu 
rechnen; aber Sie werden die Nation wirklich eher pulveriſtren, als 
Kirche und Staat wirklich auseinanderreißen. 

v Ladenberg: Die eben gehaltene Rede verpflichtet mich, 
von meinem Vorſatze abzugehen und einige generelle Bemerkungen 
zu machen. Könnten die Folgen, die eben geſchildert ſind, wirk⸗ 
lich eintreten: fie reichten hin, eine Verwaltung der Verachtung 
Preis zu geben, die ſolche Vorlagen machen kann (Bravo!) Wir 
wollen keine Entchriſtlichung: Regierung und Kirche ſollen auch 
ferner Hand in Hand gehen — aber wir wollen Gewiſſensfreiheit. 
(Bravo!) Die Veranlaſſung des Arikels war nicht die Februarrevo⸗ 
lution (Bravo) — die Urſachen liegen viel tiefer zurück. Nie, nie 
iſt Preußens Regierung eine Papiermaſchine in Frankreichs Hän⸗ 
den geweſen, nie wird ſie es werden. (Bravo!) Die Regierung 
iſt jenen Bedürfniſſen allerdings mit ſo großer Bereitwilligkeit 
nur deshalb entgegengekommen, in Hoffnung auf die Reviſton 
und um ihren guten Willen zu zeigen. Unſere Stellung zur Ver⸗ 
faſſung iſt nicht der Art, daß wir uns Abänderungen widerſetzen: 
nie aber werden Staat und Kirche auseinandergehen — nie werden 
ſich die Folgen verwirklichen, die Ihnen eben in fo ſchmachvollen 
Bildern enthüllt find. (Bravo!) 

Scheller gegen Gerlach. Er ſucht aus der Reformation und 
dem dreihigjährigen Kriege nachzuweiſen, daß die Deutſchen ſtets 
nach Gewiſſensfreiheit geſtrebt haben. Uebrigens ſtehen die Bänke 
jetzt faſt leer, während ſie bei den Reden Gerlach's und des Minis 
flers fo gefüllt waren, wie felten. Der Redner iſt für den Com⸗ 
miſſionsantrag und erklärt am Schluſſe in ſeinem und ſeiner Freunde 
Namen: Hier ſtehen wir! Wir können nicht weiter! Gott helfe 
uns! Amen. 

Nitzſch für ſein Amendement. Er wolle damit nur die An⸗ 
klage der Indifferenz vermeiden, die ein großer Theil des Volkes 
der Commiſſionsfaſſung zum Vorwurf machen werde. Bereits 


haben ſich eine Menge Petitionen aus vielen Gegenden des Landes 
in dieſem Sinne ausgeſprochen. 

Burmeiſter will vom rein wiſſenſchaftlichen Standpunkte 
aus ſprechen. Sollte eine gewiſſe Partei, ſollte ein gewiſſes Blatt 
ihn deshalb des Atheismus beſchuldigen, ſo werde er dieſen Vor⸗ 
wurf als eine Dekoration hinnehmen. Der Begriff der Religion 
liegt für ihn darin, daß die Offenbarung ſich auf dem Wege der 
Wiſſenſchaft als richtig erweise: inſofern halte er das Chriſten⸗ 
thum für die höchſte religiöſe Conſtruktion, die dem menſchlichen 
Geiſte bisher gelungen und bekenne ſich mit Freuden zu ihr. Eine 
Gewiſſensfreiheit, die ich nur auf meinem Zimmer habe, iſt keine, 
wenn ich die Anſichten, die ich durch ſie empfangen, nicht in die 
Oeffentlichkeit bringen darf. Daraus folgt von ſelbſt, daß meine 
religiöſe Anſicht in einem gewiſſensfreien Staate meine ſtaatsbür⸗ 
gerlichen Rechte nicht bedingen darf. Das Chriſtenthum, die ge⸗ 
offenbarte Religion iſt Gottes, die Kirche iſt dagegen das Werk 
menſchlicher Satzungen. An dieſer kann und muß geändert werden: 
fie kann nicht für alle Chriſten diefelbe fein. Hat z. B. die Kirche 
je ihre Feinde geliebt, wie die chriſtliche Religion vorſchreibt? Das 
Princip des Chriſtenthums iſt Ueberzeugung und Ueberzeugung 
ſchaffen Sie nirgends durch Gewalt. 5 l 

v. Daniels vertheidigt ſein Amendement. Wäre das Chri⸗ 
ſtenthum eine Offenbarung des Menſchengeiſtes, ſo würde ich bei 
den wunderbaren Formen, in denen dieſer ſich bisweilen äußert, 
es nicht der Mühe für werth halten, daſſelbe in der Verfaſſung 
auch nur zu erwähnen. Daß das Gewiſſen auf die Straße ge⸗ 
hört, iſt uns völlig neu: Jeder muß für ſich denken können, wie 
und was er will, und das geſtattet ſchon das Landrecht, aber der 
Staat darf nicht dulden, daß derſelbe Andere irre führt, wenn er 
Hecker und Struve den Apoſteln vorzieht. 

Gierkke will bei dem Stadium, in dem ſich die Debatte be⸗ 
findet, nur einige Worte über die Amendements ſprechen. Er ver⸗ 
weilt beſonders bei dem von Walter und weiſt nach, wie es trotz 
feiner anſcheinenden Richtigkeit zu der gefährlichſten Gewiſſensty⸗ 
rannei führen müſſe. Auf die Rede des Abg. v. Gerlach einzuge⸗ 
hen, ſcheint mir nicht nöthig zu ſein, ſo konſequent auch alle feine 
Expectorationen find und fo wenig ich den rothen Faden in denſel⸗ 
ben verkenne. Nur eins will ich bemerken: die Revolution haben 
Jene gemacht, die mit dem Gifte der Intoleranz den Deutſchen 
zwingen wollten, ſein Heiligſtes zu enthüllen, und ſelbſt den gro⸗ 
fen Friedrich bis in fein Grab verfolgt. Vertagung der Debatte 
bis Morgen 10 Uhr. Schluß 3 Uhr. 


Locales ꝛc. 
na des Schwurgerichts. 

Poſen. e des Schwurgerichis vom 1. October. — 
Schon vor Beginn der Sitzung füllten ſich die Zuhörerräume bis 
auf den letzten Platz, und die auf dem Flure des Appellations⸗Ge⸗ 
richts⸗Gebäudes aufgeſtellte Gensdarmerie vermochte nur mit Mühe 
dem Andrange des Publikums zu ſteuern. Als Angeklagte erſchien 
Mathilde Pohl, 23 Jahre alt, aus Gneſen gebürtig. Die 
Anklage lautet auf verheimlichte Schwangerſchaft und Kindermord. 
Als Sachverſtändige waren vorgeladen: der hieſige Kreisphyſteus 
und der Kreischirurgus, als Zeugen die Brodherrin der Angeklag⸗ 
ten], deren Köchin und eine Hebamme. Der Obductions⸗ und 
Sectionsbericht, ſowie ein ärztliches Gutachten über die Lebensfähig⸗ 
keit des von der Pohl am 29. April d. J. geborenen Kindes ſtellten 
feſt, daß zwar das Kind in der Geburt gelebt habe, bald darauf 
aber apoplectiſch geſtorben ſei. Die Brodherrin bekundet vollkom⸗ 
mene Zufriedenheit mit dem ſtillen beſcheidenen Betragen und dem 
Fleiße der Angeklagten während ihrer Dienſtzeit, das öftere, drin⸗ 
gende Angehen derfelben, fle aus dem Dienſte zu entlaſſen und daß 
ihr der Zuſtand der Pohl gänzlich unbekannt geblieben ſei. Am 
Tage der Niederkunft habe fie ſich gegen Abend ins Bett gelegt, es 
ſei ihr öfters Thee verabreicht worden und nachdem ſich die Zeugin 
ſelbſt in das Schlafgemach der Angeklagten begeben, ſei ihr durch 
mancherlei Indicien der Zuſtand des Mädchens bedenklich vorge⸗ 
kommen, ſie habe nach der Hebamme geſchickt, dieſe habe dann auch 
ein neugebornes Kind im Bette der Pohl todt vorgefunden, und 
es trotz aller Rettungsverſuche nicht ins Leben zu rufen vermocht. 

Nach Feſtſtellung des Thatbeſtandes ſucht der Vertheidiger der 
Angeklagten, J. R. Dönniges, die Anklage zu entkräften. Er 
ſicht zunächſt die Geſetzgebung ſelbſt an, welche nicht klar ſei, hin⸗ 
ſichtlich der Begriffe „verheimlichte Schwangerſchaft“ und dem 
daraus deducirten „Kindermorde“; die neuere Geſetzgebung, die 
freilich noch nicht ſanctionirt ſei, habe wegen Verheimlichung der 
Schwangerſchaft gar keine Strafe feſtgeſetzt, ſondern wolle blos 
den Kindermord beſtraft wiſſen, dieſer liege aber nach dem ärztlichen 
Gutachten und den Zeugenausſagen gar nicht vor, die Angeklagte 
ſei deſſen auch nicht ſchuldig. Daſſelbe müſſe er aber auch in 
Betreff der Anklage wegen verheimlichter Schwangerſchaft behaup⸗ 
ten. Das Schamgefühl habe die Angeklagte von jeder Mittheilung 
ihres Zuſtandes an eine fremde Perſon zurückgehalten, ſie habe 
ſchon vor 17 Jahren ihre Mutter verloren und keine Vertraute ge⸗ 
funden, um bei ſolcher über ihr Verhalten Rath zu ſuchen, fie habe 
wiederholt, jedoch ohne Erfolg, ihre Brodherrſchaft um Entlaſſung 
aus dem Dienſte gebeten, um ſich zu ihrer Schweſter oder Tante 
aufs Land zu begeben und dort ihre Niederkunft abzuwarten, fie 
habe dies immer noch zu erlangen gehofft, ſei aber, weil ſie ſich um 
2 Monate in der Zeit geirrt, von ihrer Niederkunſt überraſcht wor⸗ 
den. Da ſie ferner die Schwangerſchaft durch Schnüren, Aus⸗ 
wattiren und dergleichen nicht abſichtlich verheimlicht, ſondern ſogar 
mit der Köchin mehrere Monate lang zuſammengeſchlafen habe, 
dieſer alſo der Zuſtand der Angeklagten nicht habe fremd bleiben 
können, ſo läge durchaus keine Verheimlichung vor, er beantrage 
daher auch hier die Freiſprechung. Die Geſchwornen zogen fi 
zurück und erkannten in Betreff beider Anklagepunkte auf: Nicht⸗ 
ſchuldig, worauf die Angeklagte fofort in Freiheit gefegt wurde. 

Bromberg, den 30. September. Eine jeltene und erbe⸗ 
bende Feierlichkeit hatte heut um 12 Ubr Jung und Alt, Militair 
und Civil auf dem Markte vereint; es galt einer Fahnenweihe. 
Bei dem diesjährigen Königsschießen der Bromberger Schützengilde 
hatte nämlich der Schloſſermeiſter Herr Ferdinand Dietz die Kö⸗ 
nigswürde erlangt und war zugleich durch das Loos beſtimmt für 
die Frau Prinzeſſin von Preußen zu ſchiehen. Die hohe Dame 
wünſchte die Gilde durch ein Geſchenk zu erfreuen, und durch Ver⸗ 
mittelung des Herrn General Lieutenants von Wedell ließ dieſelbe 
der Gilde eine Fahne überreichen. Heute in nun der Geburtstag 
der hohen Geberin, und man hat dieſen Tag abgewartet, um die 
Fahne einweihen zu laſſen. Der Herr Conſiſtorialratg Romberg 


hielt eine erhebende Rede, in welcher er von der Bedeutung. der 
Symbole ausging. Nachdem der Redner dann über die Geſchichte 
der Schützengilde geſprochen hatte, ſchloß er etwa mit folgenden 
Worten: „In den Jahren 1813-1815 rettete uns der ächte Bür⸗ 
gerſinn, der in unſerm Vaterlande lebt, aus Schmach und Ban⸗ 
den. Seit jener Zeit iſt das volksthümliche Heer beſonders dazu 
beſtimmt, zunächſt den Kampf mit dem Feinde aufzunehmen; daher 
werden zwar die Gilden nicht die erſten ſein, welche in den Kampf 
ziehen, le werden aber auch nicht die letzten fein in den Tagen der 
Noth und Gefahr. Dann aber iſt die Fahne ihr Panier, um das 
fie ſich ſchaaren werden, und dieſe Fahne hier, über die wir den 
Segen Gottes herabflehen“ (ſie lag vor dem Redner auf einem 
von Trommeln erbauten Altar) „ſie mahne Sie dann ebenſo zur 
Liebe zum Vaterlande, wie zur Treue gegen den König, aus deſſen 
Herrſcherhauſe dies Geſchenk gekommen iſt.“ Als hierauf die Fahne 
entfaltet worden war, ſah man einen Preußiſchen Aar im weißen 
Felde, und unter demfelben die Worte: „Prinzeſſin von Preu⸗ 
Ben der Schützengilde in Bromberg 1849.“ Nach der 
Weihe wurde ein dreimaliges Hoch dem Könige und Allerhöchſtdeſ— 
ſen Hauſe gebracht, und alsdann zog die ganze Gilde nach dem 
Schießhauſe, wo ein Mittagsmahl bereitet war, an dem etwa 240 
Perſonen Theil nahmen. Viele auswärtige Gilden hatten ſich an 
der Feierlichkeit betheiligt. Nach der Tafel fand ein Prämienſchie— 
fen Statt, das auch morgen noch fortgeſetzt wird. Erhebend iſt der 
trefflihe Geiſt, der dies Feſt befeelt; es gewinnt beſonders durch 
die Theilnahme ſämmtlicher Offiziere unſerer Garnifon und zeugt 
diefe für die Eintracht zwiſchen Civil und Militair an unſerem Orte. 
Der Herr General» Lieutenant v. Wedell iſt ſelbſt wirkliches Mit- 
glied der Hiefigen Schützengilde. 


R Aus dem Schildberger Kreiſe, den J. Okt. Nachdem 
Mieros kawski uns durch den Krieg nicht mehr unangenehm 
werden kann, ſo wird er es uns jetzt durch ſeine Muſik. Neulich 
kam nach Schildberg eine wandernde Muſikbande. Sie ſpielte un- 
tern anderen beſſeren Stücken auch den „Marſch des Mierosta- 
weki“. Muſik und Name gefielen einem Theile des Polniſchen 
Publikums der Maßen, daß man auf allen Straßen nur den Lieb- 
lingsmarſch des kosmopolitiſchen Feldherrn hörte. Da dieſe merk— 
würdige Aeußerung des muſikaliſchen Geſchmacks dem daſigen Bür- 
germeiſter Walter als eine Demonſtration erſchien, fo ließ er fie 
den Muſtkern unterſagen. Kaum war der polizeiliche Befehl aus— 
gerichtet, ſo kam ein hieſiger Schuſter zu dem Bürgermeiſter und 
verlangte 2 Silbergroſchen Erfag, welche er bereits auf den Marſch 
gezahlt hätte, den die Muſtker jetzt nicht ſpielen dürften. Der Bür⸗ 
germeiſter belehrte dieſen Menſchen erſt im Guten; wieß ihn dann 
ernſtlich zurecht und hieß ihn feiner Wege gehen. Der Menſch aber 
verfolgte ihn mit ſeinem unſinnigen Verlangen überall und wurde 


endlich ſo zudringlich, daß der Bürgermeiſter, eben erſt von einer 


Krankheit geneſen, nach Hilfe rufen mußte. Er denunzirte den Vor⸗ 
fall dem Gericht, legte ſich aber wiederum ein in Folge der hefti⸗ 
gen Gemüthsbewegung und fiarb den 30ſten September, 14 
Tage nach dem Vorfall. Zwei Tage vorher wurde aber der 
Schuſter wegen Beleidigung einer obrigkeitlichen Perſon in der 
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öffentlichen Sitzung des Kreisgerichts zu Kempen zu einer Frei⸗ 
heitsſtrafe von 4 Monaten verurtheilt. — In vielen Kreiſen wird 
über die ſchlechte Einzahlung der Staatsabgaben geklagt. Es ſind 
wenigſtens drei Mal mehr Exckutoren, als fonft, mit deren Eins 
ziehung beſchäftigt. Selbſt die reichſten Gutsbeſitzer verſchmähen es 
nicht, ſich erſt vom Exekutor beſuchen zu laſſen. — Zur Wahl eines 
Deputirten, an die Stelle des aus der zweiten Kammer fteiwilli 
ausgetretenen Rechtsanwalts Krauthofer, iſt aus dem hieſigen 
Kreiſe kein Wahlmann nach Pleſchen gereiſt. 
——ñ. ä 
Theater. 

Dienſtag den 2ten d. gab der rühmlichſt bekannte academiſche 
Künſtler, Herr Winter, ſeine erſte Vorſtellung auf unſerer Bühne. 
Hr. Winter flieht unter den Escamoteurs und ſogenannten Ma— 
gikern der Neuzeit unbeftritten in erſter Linie, denn feine Produk⸗ 
tionen find großentheils neu und werden dabei in fo überraſchender 
und ſicherer Weiſe ausgeführt, daß es ſelbſt dem ſchärfſten und auf⸗ 
merkſamſten Auge ſchlechterdings unmöglich iſt, in das Gcheimniß 
feiner Zauberei zu dringen; dabei hat er vor den meiften feiner 
Collegen den Vorzug, daß er die Charlatanerie eines phantaſtiſchen 
Koſtüms verſchmäht, und ſtatt des gewöhnlich angewandten magi- 
ſchen Hokuspokus ſeine Zaubereien mit witzigen und ſpitzigen Er— 
läuterungen würzt, die auf einen großen Theil des Publikums ihre 
draſtiſche Wirkung nicht verfehlen. Sein Apparat iſt glänzend und 
unterſtützt ihn auf eine dem Auge wohlthuende Weiſe bei feinem, 
an wirkliche Wunder grenzenden Experimenten. Wir können da⸗ 
her das hieſige Geſammtpublikum mit gutem Gewiſſen auffordern, 
die Vorſtellungen des Hrn. Winter nicht zu verſäumen. Alle 
werden durch feine intereſſanten Metamorphoſen und ſonſtigen in 
der That unglaublichen Zaubereien, die einzeln autzuzählen wir 
uns begeben, ſich auf die angenehmſte Weiſe unterhalten finden.“) 

Gegeben wurde dazu Holtey's ſchwächſtes dramatiſches Pro; 
dukt „Die weiblichen Drillinge“, das trotz einiger anmuthigen 
Couplets weder ein Liederſpiel iſt, noch überhaupt, wegen gänzli⸗ 
chen Mangels an genügender Ver- und Entwickelung, ein drama⸗ 
tiſches Intereſſe zu erwecken im Stande iſt. Das Stück gehört in 
die Kategorie der ſogenannten „Proberollen“, deren ganzer Reiz 
auf gewandter Darſtellung des Hauptparts beruht, und in dieſer 
Beziehung war daſſelbe hier in den beſſen Händen, denn eine an- 
muthigere Repräſentantin der weiblichen Drillinge, als Fräulein 
Graff, läßt ſich kaum denken. Das Publikum nahm daher auch 
die Poſſe mit entſchieden ausgeſprochenem Beifall auf und lohnte 
nicht nur die treffliche Leiſtung des Frl. Graff, ſondern auch die 
erfolgreichen Strebungen der Herren Fiſcher, Haniſch und 
Dotter durch allgemeinen Hervorruf. Letzterer ergötzte durch die 
eigenthümliche, ſüddeutſche Art, wie er feine epiſodiſche Erzählung 
— einen matten Lückenbüßer, durch welchen der Hauptdarfiellerin 


) Bei Herrn Winters Zauberei heben wir beſonders die Tücher⸗ 
wäſche hervor, weil darin der Hokuspokus ſoweit geht, daß man nach 
der Wäſche, ſtatt eines mit C. V. 5 gezeichneten, neuen Vieleſelder 
Leineutuchs ein ungezeichnetes, altes zurüderhält. Näheres erfährt der 
Da: ſich Intereſſirende in der Expedition der Zeitung oder beim Ne⸗ 

acteur. 2 


Zeit zum Umkleiden gegeben wird — vortrug, dle Zuſchauer bis in 
die höchſten Regionen hinauf. f 


Verantw. Redakteur: C. H. E. Violet. 
— —tê— — ͤ —— — 
Markt⸗Bericht. 
Poſen, den 3. Oktober. - 
Weizen 1 Rthlr. 21 Sgr. 1 Pf. bis 2 Rthlr. Roggen 26 5 
S Pf. bis 1 Rilr. 1 Sgr. 1 Pf. Gerſte 24 Sgr. 5 Pf. bis 26 Sgr. S Pl. 
Hafer 14 Sgr. 5 Pf. bis 16 Sgr. 8 Pf. Buchweizen 26 Sgr. 
8 Pf. bis 28 Sgr. 11 Pf. Kartoffeln 9 Sgr. bis 10 Sgr. 55 
der Centner zu 110 Pfd. 18 Sgr. bis 22 Sgr. Stroh das Scho 
zu 1200 Pfd. 4 Rthlr. bis 4 Rthlr. 10 Sgr. Butter ein Faß zu 
8 Pfund I Kthlr. 10 Sgr. bis 1 Rthlr. 15 Sgr. 


Berliner Börse. 
Den 2. October 1849. . 


enssische freiw; Anleihe. 5 1064 — 
Staats-Sehuld scheinen 31891881 
Sechandlungs-Prämien- Scheine. — 1014 — 
Kur- u. Neumärkische Sehuldversc n)... 34 — — 
Berliner Stadt- Obligationen. 5 1034 103 
Westpreussische Pfandbriefkle mn 34 | 90 895 
Grossh. Posener ABER TE 10 DEN ER RS 7 4 — — 
fi r 34 | 894 | 883 
Ostpreussische „ 33 — 194 
Pommersche o 33 95 | 944 
ir einn ee 31 — 19 
Schlesische ernennen 313 — 94; 
* v. Staat garant. L. z. a 
Preuss. Bank-Antheil-Scheine . . 2.22 2 cc 222. — — 
A e eee ee e een, — 137 13% 
Andere Goldmünzen a 5 Rth lr. — 127 127 
Diaet eee — — — 
Eisenbahn-Aetien (voll. eingez.) 
berlin Anhalter ASED. 177110, 229 US 4 92 92 
» Pridenats-" Ion un DIESEN 4 — 9 
Berlin Hamburger ns geg eh ede dee n 4— 76 
» Bricht tene isn ns en 44 98 974 
Berlin-Potsdam-Mag deb. 4 — [614 
» » u 4 — 00 
B » Wangen 5 — 951 
Berlin-Stettimer'. e e are 4 — 10 
Ci Minden e d i 78104 34 | 944 | 944 
» Prioritäten, e sa ee 4 | — 1004 
Magdeburg-Halberstädter.. .... 0.0.2002... 4 — — 
Niederschſes.-Märkischhheeee. 33 — 84¹ 
» Britt ANDI 4 = 934 
» ra ik Aare aa 5 — 102 
» „III. Serie 5 — 100 
eee, 31 — 105 
* FF 31 — 110% 
RHAfü sene ER e. FEN — — * 
Stamm-Priorität .. 4 80 Zr 
» Priori gungen. Ka a 0 4 | — >, 
> » v. Staat garantitt ©2222... — IZ 
D = . 4 — 657 
eee, een 31 — 1844 


Stadt⸗ Theater in Poſen. 
Donnerſtag den 4. Okt.: Zweite humoriſtiſch⸗ 
magiſche Soiree des Profeſſor Herrn Ludwig 
Winter, in Verbindung mit optiſchen Welt⸗Ta⸗ 
bleaux. I. Theil: Große Vorſtellung der Egypti⸗ 
ſchen Magie und ſcheinbaren Zauberri mit Dar⸗ 
ſtellung einer Anzahl von neuen Experimen⸗ 
ten, welche in der erſten Soirée nicht ausgeführt 
wurden. II. Theil: „Welt⸗Tableaux“, neue op⸗ 
tiſche Darſtellungen aus dem Gebiete der Kunſt 
und Natur in 2 Abtheilungen. Erſte Abtheilung: 
„Wandelbilder“ (dissolving views); maleriſche 
Anſichten der intereſſanteſten Punkte der Erde. 
Zweite Abtheilung: „Optiſch-chromatiſche Illuſio⸗ 
nen“, beſtehend in den brillanteſten Linien- und 
Farben⸗Spielen. — Dieſem geht vor: Die weib⸗ 
liche Schildwache; Liederſpiel in 1 Aufzuge 
nach Lemoine von W. Friedrich, Muſik von 
E. Stiegmann. — Hinz: Herr Pfuntner, vom 
Stadttheater zu Hamburg.) 


nn de) C ˙ A K 
Die heute Mittag glücklich erfolgte Entbindung 
meiner Frau von einem geſunden Mädchen zeige 
ich Verwandten und Freunden, in Stelle beſon⸗ 
derer Meldung, hierdurch ergebenſt an. 
Obrzycko, den 2. Oktober 1849. 
Kun au, 
Königl. Poſt⸗Secretair und Lieutenant. 


Benachrichtigung. 

Das neue Schuljahr beginnt am hieſigen Gym— 
naſtum mit dem 13ten d. Mis. Die Eltern oder 
Vormünder, welche ihre Angehörigen unſerer An— 
ſtalt anzuvertrauen wünſchen, werden erſucht, 
diefelben am Iten und 12ten d. Mts., an wel⸗ 
chen beiden Tagen die Prüfung der aufzunehmen⸗ 
den Schüler ſtattfinden wird, bei dem Direktor 
anzumelden, 

Trzemeſzno, den 1. Oktober 1849. 

Der Direktor des Gymnaſiums. 


Königliches Kreis- icht 
Erſte Abtheilung für. 3 N 8 
Poſen N den 8, Auguft 1849. 
Ueber den Nachlaß des bierſelbſt am 7ten Fe⸗ 
bruar 1847 ae Stan Minifiers 
» Secrela ? 0 ni a ug 
=, e 1 2° erbſchaftliche Aquidations. Pro- 
eß heute eröffnet worden. 5 
N zur Anmeldung aller Anfprüche fieht 
am 12ten December d. J. früh um 10 Uhr 
vor dem Herrn Rath Pilaski in unſerem In⸗ 
ſtruktions-Zimmer an. ö . 
Wer ſich in dieſem Termine nicht meldet, wird 
aller ſeiner etwanigen Vorrechte verluſtig erklärt 
und mit ſeinen Forderungen nur an dasjenige, 
was nach Befriedigung der fi) meldenden Gläu⸗ 


Den auswärtigen Gläubigern werden die Rechts⸗ 
Anwälte Brach vogel, Douglas, Tſchuſch⸗ 
ke, Zembſch und Gregor als Mandatarien in 
Vorſchlag gebracht. 


Bekanntmachung. 

Die am 29. Januar 1827 geborne Francisca 
Euphroſina Stefanowicz, welche nach dem 
Tode ihres Vaters, des Bürgers Anton Stefa— 
no wicz, während der Dauer der über fie einge— 
leiteten Vormundſchaft mit dem hieſigen Kaufmann 
Wackaw Zuromsski ſich verheirathet, hat am 
21. Auguſt 1849 mit demſelben, nachdem ſie für 
majorenn erklärt worden, die bis dahin ausgeſetzt 
geweſene Gemeinſchaft der Güter und des Erwer— 
bes ausgeſchloſſen. 

Po ſen, den 21ſten Auguſt 1849. 
Königl. Kreis-Gericht. Zweite Abtheilung. 


Edictal-Vorladung. 

Nachdem durch die Verfügung vom heutigen 
Tage über das Vermögen des am 26ſten Juli 
1848 zu Bogdanowo, Oborniker Kreiſes, ver⸗ 
ſtorbenen Ober-Amtmanns Auguſt Krieger, 
wegen Unzulänglichkeit deſſelben zur Befriedigung 
der Gläubiger der erbſchaftliche Liquidationspro⸗ 
zeß eröffnet worden, ſo werden nunmehr ſämmt⸗ 
liche Gläubiger des Gemeinſchuldners hierdurch 
aufgefordert, binnen 3 Monaten, ſpäteſtens aber 
in dem vor dem Deputirten Herrn Ober-Landes⸗ 
Gerichts-Aſſeſſor Scheffler auf 

den Ften November c. Vormittags 10 Uhr 
im hieſigen Gerichts gebäude angeſetzten Termine 
ihre Forderungen anzumelden und nachzuweiſen, 
widrigenfalls ſie aller etwanigen Vorrechte für 
verluſtig erklärt und mit ihren Forderungen an 
dasjenige, was nach Befriedigung der ſich melden— 
den Gläubiger von der Nachlaßmaſſe noch übrig 
bleiben möchte, verwieſen werden. 

Denjenigen, welche perſönlich zu erſcheinen ver— 
hindert ſind, werden die hieſigen Rechts-Anwalte 
Langenmayr und Schlacke zu Sachwaltern 
vorgeſchlagen. 

Rogaſen, den 24. Mai 1849. 

Königl. Kreis⸗Gericht. 
Erſte Abtheilung. 
Nothwendiger Verkauf. 
Königl. e zu Kempen. 
Abtheilung. 

Das der vermitteln Leuten Münſter 
und ihrem Sohne Hugo Carl Eugen Mün⸗ 
ſter gehörige, im Schildberger Kreife belegene 
Rittergut Przytocznica nebſt Pertinenzien, 


am 21ſten März 1850 Vormittags 9 Uhr 
an ordentlicher Berichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Kempen, den 8. Auguſt 1849. 


Am Z3[ſten Oktober d. J. wird im Wege 
der Subhaſtation durch das hieſige Königl. Kreis⸗ 
Gericht das Grundſtück No. 102./B. Jerzyce, 
wozu eine Windmühle gehört, auf 2506 Rthlr. 
geſchätzt, verkauft werden. 


Bekanntmachung. 
N biefigen Königlichen Domaine ſollen 
50 8 ee Mutterſchaafe, 
150 Sammel, 
ſofort verkauſt werden. Das Vieh iſt vollkom⸗ 
men geſund, ſtark und gut genährt und wurde die 
Wolle davon in dieſem Jahre mit 70 Kthlr. pro 
Centner verkauft. 
Amt Köſtin bei Stettin, im September 1849. 
Kieckebuſch. 


Auktion. 


Freitag den 5. Oktober Vormittags von 
10 Uhr ab ſollen im Auktions-Lokal Friedrichs⸗ 
ſtraße No. 30. wegen Wohnortsveränderung mehr 
rere gute und auch ord. Möbels von Mahagoni⸗ 
und anderem Holze, wobei ! Servante, Schreib- 
tiſch, 1 Bücherſchrank, 2 Spiegel mit Goldrah⸗ 
men ꝛc. befindlich, nebſt mehreren anderen Ge— 
genſtänden zum Gebrauch, öffentlich gegen baare 
Zahlung verſteigert werden. Anſchütz. 


Ein Rittergut mit zwei Vorwerken, 4 Meile 
von der Eiſenbahn und Chauſſee, mit 4736 Mor⸗ 
gen 33 ◻Ruthen Arcal, incl. 433 Morgen Wald 
und 471 Morgen Wieſen, für den Preis von nur 
60,000 Rihlr. und einer Anzahlung von 15 bis 
16,000 Rthlr. weifet der Unterzeichnete nach, und 
ertheilet richtige und ſpezielle Auskunft. Gleich⸗ 
zeitig hält er ſich verpflichtet aufmerkſam zu ma⸗ 
chen, daß dieſes Geſchäft ſich ſchon in mehreren 
Händen befindet, und daß bereits falſche Mitthei- 
lungen darüber, ſogar in einer Zeitung gemacht 
worden ſind. Der Güter-Agent M Markus ſohn 

in Poſen, Graben No. 3. 

Derſelbe weiſet auch in faſt allen Gegenden der 

hieſtgen Provinz kleinere und größere Güter nach. 


Ein Lehrling findet Unterkommen bei 
Moritz S. Auerbach 


Comptoir: Dominikanerſtraße. 


2 Lotterie. 
Die Ziehung der III. Klaſſe 100, Lotterie Ber 


ginnt am 9. October. Die Erneuerung der bis 
zu derſelben muß bei Verluſt des Anrechts b 
zum 6. October geſchehen, worauf ich meint 9° 
ehrten Spieler aufmerkſam zu machen nicht DIT’ 
fehle. — Kauflooſe find vorräthig. 

Der Lotterie -Ober-Einnehmer Bielefeld: 
e 
Ich wohne jetzt im Hotel de Vienne. 


Franz Hince, Landfhafts-Kalkulator. 


7 


Anzeige. 

Das unterzeichnete Commiſſtons⸗Burtcau iſt in 
den Stand geſetzt, Allen, welche bis ſpäte⸗ 
ſtens den 31ʃſten Oktober d. J. deshalb in fran⸗ 
kirten Vrieſen bei ihm anfragen (alſo das 
geringe Porto nicht ſcheuen), ein nicht 
außer Acht zu laſſendes Anerbieten 
unentgeltlich zu machen, welches für 
den Anfragenden ſchon im nächten 
Jahre ein jährliches Einkommen bis zu 
10,000 Mark, oder viertaufend Tha⸗ 
ler Pr. Cour. zur Folge haben kann. 

Lübeck, im Septem bee 1849. 


Commiſſions-Burtau, 
Petri⸗Kirchhof No. 308. 


2 T 


Q 

4 Verſchiedenartige Berliner Blumenzwie⸗ 
4 beln ſind zu haben Mühlenſtraße No. 10. 
bei Günther. 
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Mit Citron.⸗, Roſen⸗, Chokoladen⸗„Mohrrü⸗ 
ben⸗, Bruſt⸗, Ananas», Maraschino⸗, Berbe⸗ 
rig= (ſaure), Vonillen- und gefüllten Bonbons 
täglich friſch das Pfund mit 10, 12 und 15 Sgr. 
ſo wie ſtets friſchen feinen Backwaaren und zu N 
ſtellungen jeder Art empfiehlt ſich 
die Conditorei- und Bonbon-Fabrik v 
A. Pfitzner & Comp., 
Breslauerſtraße No. 14. 
n —ñ̃ !D7kh‚ . 


u Grasgrüne Pomeranzen 3 1 
Sgr. pro Stück, ſüße Apfelſinen 

a 2 Sgr. pro Stück offerirt 
Michaelis Peiſer, 7 
Ruſſiſche Theehandlung, Breslauerſtr. No.“, 
— - ae 
Das * Weißbier it wieder ab‘ 

a 

gelagert zu haben beim Brauer — 


| 


